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Fremdenlegionäre sind nicht im 
Einsatz, wenn Frankreich in die-
sen Wochen in der Zentralafrika-

nischen Republik gegen moslemische 
Rebellen interveniert. Es handelt sich 
um reguläre französische Streitkräfte, 
die fest in Gabun stationiert sind, derzeit 
1.600 Soldaten. 

Diese sollen im Rahmen der Opera-
tion „Sangaris“ ein Land befrieden, in 
dem Gewalt und politisches Chaos an 
der Tagesordnung stehen und wo John 
Ging, dem Chefkoordinator der UN 
zufolge, ein „Völkermord“ droht. Vor 
dem Hintergrund der Gewalteskalation 
zwischen moslemischen Seleka-Milizen 
und christlichen Bürgerwehren (JF 2/14) 
sind unzählige Tote auf beiden Seiten zu 
beklagen. Präsident Hollande war gleich 
im Dezember zum Truppenbesuch in der 
ehemaligen französischen Kolonie und 
unterstrich: „Die Mission ist gefährlich, 
aber notwendig, um ein Blutbad zu ver-
meiden.“ 

Marode Haushaltslage  
erschwert weltweite Einsätze 

Sein Außenminister Laurent Fabius 
stieg auf ein hohes Podest, als er sagte, 
sein Land „verteidige in Zentralafrika die 
Sicherheit aller Europäer“ – weswegen 
die EU den Einsatz kofinanzieren werde. 
Außerdem „sei Frankreich nicht berufen, 
ständig allein in Afrika einzugreifen“.
Eine Absage an jegliche Kolonialam-
bitionen? Nach längerem Zögern ver-
sprachen die EU-Außenminister Paris 
Anfang der Woche Schützenhilfe. Die 
Rede ist von der Entsendung einer 500 
Mann starken EU-Militärmission.

„Die Armee stehe vor einer unlös-
baren Aufgabe“, meint Afrika-Experte 

Philippe Hugon vom Pariser Institut 
de Relations Internationales et Straté-
giques (IRIS): Die Entwaffnung habe 
nicht stattgefunden. Wenn man den 
Milizen die Kalaschnikows wegnehme, 
kämpften sie eben mit Macheten weiter. 
Außenminister Laurent Fabius räumte 
denn auch ein: „Die Lage ist schwierig.“

Vom früheren Präsidenten François 
Mitterrand stammt zwar der eherne Satz: 
Frankreich müsse „seinen Rang“ in der 
Welt „beibehalten“. Doch die „Grande 
Nation“ ist sich andererseits sehr wohl 
bewußt, daß sie wirtschaftlich zumindest 
gegenwärtig in Turbulenzen schwebt, 
die ein allzu weltmännisches Auftreten 
ein wenig unziemlich erscheinen ließen.

Selbstverständlich verfolgt Frank-
reich seine wirtschaftlichen Interessen. 
So erklärte die französische Außenhan-
delsministerin Nicole Bricq kürzlich 
gar unverblümt, ihr Land müsse bei 
der Wirtschaftsspionage besser werden 
als Deutsche, Briten und Amerikaner; 
Informationen im Wirtschaftsbereich zu 
sammeln sei Teil des Handelskampfes.

Doch die Rechnung ging oft zu Lasten 
Frankreichs: In einigen Kolonien bestritt 
unser Nachbar bis Ende des 20. Jahrhun-
derts nahezu die Hälfte des Staatshaus-
haltes. Die Ex-Kolonien wissen somit, 
was sie an Frankreich haben. In das fran-
zösische Überseedepartement Réunion, 
im Indischen Ozean nahe Madagaskar, 
mit seinen nur 800.000 Einwohnern 
fließen bis 2014 Fördergelder in Höhe 
von einer Milliarde Euro – nicht etwa 
aus Frankreich, sondern von der EU. 
Die Infrastruktur der Insel soll künftig 
EU-Maßstäben nahekommen können. 
Französische Firmen beherrschen dort 
den Markt von jeher fast nach Belieben.

Es gibt dabei seitens Frankreichs 
durchaus auch noch eine empathische 
Anhänglichkeit an seine Kolonien, des-
gleichen umgekehrt: In der Zentralaf-
rikanischen Republik ist Französisch 

Amtssprache, und die Flagge enthält 
originalgetreu auch die Farben Blau-
Weiß-Rot. Der frühere selbsternannte 
„Kaiser“ Bokassa wurde am Ende zwar 
mit Hilfe französischer Fallschirmjäger 
gestürzt, und die französische Staatsan-
gehörigkeit wurde ihm aberkannt – er 
erhielt im Exil als ehemaliger französi-
scher Hauptmann aber eine stattliche 
staatliche Rente. 

Frankreich und Afrika sind myriaden-
fach verwoben: Die „pieds-noirs“ – seit 
1830 in Algerien angesiedelte Franzosen 
–  verließen Algerien zu Zeiten General 
de Gaulles zwangsweise, ihnen blieb nur 
die „Wahl zwischen Koffer und Sarg“, 
wie es damals hieß. Sie und ihre Nach-
fahren leben heute zumeist in Südfrank-
reich. Französische Rentner hingegen 
verbringen ihren Lebensabend nicht 
auf Mallorca, sondern bevorzugt in 
Marokko.

Frankreich ohne Afrika ist 
wie ein Auto ohne Benzin 

Frankreich handelt in Zentralafrika 
unter UN-Mandat. Anfang Dezember 
2013 stimmte der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen einstimmig einer 
Ausweitung zu einem „robusten“ franzö-
sischen und afrikanischen Militäreinsatz 
zu; eine Intervention ohne UN-Mandat 
hatte Staatspräsident François Hollande 
zuvor abgelehnt, kündigte sodann erst 
die Entsendung weiterer Truppen an. 

Für die Zukunft, so hatte sich der so-
zialistische Präsident Hollande allerdings 
vernehmen lassen, solle die afrikanische 
Eingreiftruppe MISCA – sie stellt zur 
Zeit 5.000 Soldaten – solcherlei Aufga-
ben übernehmen. Frankreich möchte 
sich mehr und mehr zurückziehen. Dazu 
paßt, daß Frankreich auch die USA zu 
einer begrenzten logistischen Unter-
stützung aufrief, die gewährt wird. Die 
französische Bevölkerung vermag dem 

erneuten Kampfeinsatz – Frankreich ist 
seit Januar 2013 auch in Mali militärisch 
aktiv – wenig abzugewinnen: Laut ei-
ner aktuellen Umfrage (IFOP) sind nur 
mehr 41 Prozent der Befragten dafür, im 
Dezember waren es noch 51 Prozent. 
Zwei französische Fallschirmjäger, die 
Frankreich entsendet hat, verloren be-
reits ihr Leben.

In einer Rede vor der Nationalver-
sammlung verteidigte Premierminister 
Jean-Marc Ayrault das französische 
Eingreifen in der Zentralafrikanischen 
Republik. Er unterstrich, daß Frankreich 
nicht als Gendarm in Afrika handele, 
sondern einem UN-Mandat und dem 
Aufruf seiner afrikanischen Partner fol-
ge. Dieser Einsatz sei darum dringend 
notwendig. Wenige Stunden zuvor seien 
Milizen dabeigewesen, in den Straßen 
der Hauptstadt Bangui Massaker zu 
verüben; sie verschonten weder Frauen 
noch Kinder, hätten Opferlisten dabei 
gehabt und seien von Tür zu Tür gegan-
gen, um sie zu jagen.

Seit drei Jahrzehnten verheißen fran-
zösische Präsidenten immer wieder, 
„Françafrique“ nicht weiter verfolgen 
zu wollen. Aber der Wandel geht doch 
überaus langsam voran. Auch Ayrault 
sagte nun: „Die Zeiten der Françafrique 
sind vorbei.“ Doch nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der vehementen chinesi-
schen Einflußnahme in Afrika – vor-
nehmlich mit Investitionen, die schon 
beim doppelten der US-amerikanischen 
liegen – und der islamistischen Bedro-
hung mag Frankreich derzeit eher tätige 
und zahlende Verbündete suchen als eine 
wirkliche Strategieänderung in Afrika 
festzurren zu wollen. 

Diktator Omar Bongo, der 41 Jahre 
lang das erdölreiche Gabun regierte, wird 
ein Bonmot zugeschrieben: „Afrika ohne 
Frankreich ist wie ein Auto ohne Fahrer. 
Frankreich ohne Afrika ist wie ein Auto 
ohne Benzin.“
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Französischer Soldat in Bangui, der Hauptstadt Zentralafrikas: Nicht nur freundliche Blicke auf die Militärmacht der ehemaligen Konialherren
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Klaus Peter Krause

S oll nun neben dem „Klimaschutz“ 

auch das Gesundheitswesen zum 

Wachstumsmotor der Wirtschaft 

werden? Das jedenfalls legt der Titel des 

Buches nahe. Ebenso teilt der Klappen-

text dem Leser mit, daß ihm die insge-

samt 21 Autoren mit ihren zusammen 

17 unterschiedlichen Beiträgen zeigen 

wollen, „was wir tun können, damit das 

Gesundheitssystem zum Wachstums-

motor der Wirtschaft werden kann“. 

Denn die Nachfrage nach einer umfas-

senden gesundheitlichen Versorgung sei 

vorhanden und werde zunehmen. Da-

durch könne die Konjunktur anziehen, 

und Arbeitsplätze könnten geschaffen 

werden.Sicher ist das ein erfreulicher Aspekt 

und durchaus von Belang. Aber es liest 

sich, als seien Wirtschaftswachstum und 

Arbeitsplätze wichtiger, als Kranke wie-

der gesund zu machen und dies wirt-

schaftlich effizienter als bisher zu tun. 

Und dann gebührt Vorrang dem Ziel, im 

deutschen Gesundheitswesen die staatli-

chen Beschränkungen der individuellen 

Freiheit aufzuheben, den Bürgern Selbst-

verantwortung zu ermöglichen und dar-

um die staatlichen Eingriffe in das Ge-

sundheitswesen zurückzunehmen.

Folglich müßte ebendies an erster 

Stelle stehen. Nennt nicht Gerd Haber-

mann in seinem „polemischen Sozial-

lexikon“ (2006) das Gesundheitswesen 

in Deutschland schonungslos ein „or-

ganisiertes Chaos“, das nur durch eine 

gründliche Entpolitisierung und Privati-

sierung zu überwinden sei? Schrieb nicht 

schon 1989 Walter Krämer in seinem 

Buch „Die Krankheit des Gesundheits-

wesens“ nicht minder drastisch: „Das 

Gesundheitswesen belohnt und züchtet 

Korruption und bestraft systematisch 

Vernunft und Sparsamkeit“? Korruption statt 

Vernunft und Sparsamkeit

Seitdem hat sich diese Krankheit 

noch verschlimmert, und zwar so, daß 

man vom Gesundheitswesen sagen muß: 

Es liegt bereits auf der Intensivstation. Es 

hängt dort an Schläuchen, die ihm wie 

süßes Gift öffentliche Umverteilungs-

mittel infiltrieren. Es wird dort traktiert 

mit der Apparatur immer mehr ausgrei-

fender staatlicher Interventionstechnik. 

Die behandelnden Politik-Ärzte versu-

chen, es uneinsichtig, anmaßend und 

mit Selbstüberschätzung durchzuschlep-

pen, ohne es richtig auf die Beine zu 

kriegen. Könnte der Patient Gesund-

heitswesen eine Patientenverfügung 

verfassen und vorlegen, um das Leiden 

endlich zu beenden, würden sich die 

Akteure der Schläuche und Apparate-

technik wahrscheinlich über sie hin-

wegsetzen. Allerdings, wie lange halten sie das 

durch? Bis zu seinem Zusammenbruch? 

Erik Händeler, einer der Buchautoren, 

schreibt in seinem Beitrag so beiläufig 

wie selbstverständlich: „Nach dem Zu-

sammenbruch des heutigen Gesund-

heitssystems wird die Wirklichkeit um 

so grausamer, ungerechter und zahlungs-

intensiver sein, je mehr wir uns heu-

te einem präventiven Modell verwei-

gern.“ Das stellt er sich dann auch so 

vor, daß der Arzt zu seinem Patienten 

sagt: „Wenn Sie wollen, daß ich Sie jetzt 

behandle, dann müssen Sie die Kosten 

sofort per Lastschrift zahlen. Wissen Sie, 

ich habe einfach keine Lust mehr auf 

Ärztekammer und Punktesystem. Sie 

müssen sich schon selbst mit der Kran-

kenkasse herumstreiten, was Sie davon 

noch erstattet bekommen.“
„Gesundheitsreform“ ist 

ein unsinniger Begriff

Händeler gibt sich sicher: Statt Kran-

ke wieder gesund zu reparieren, werde 

sich die kommende Gesundheitspoli-

tik darum drehen, Gesunde gesund zu 

erhalten. Die (je nach Definition 14 

bis 50) vorgeblichen „Gesundheitsre-

formen“ – dies ohnehin ein unsinniger 

Begriff, weil man nicht die Gesundheit 

„reformieren“ kann, sondern nur die 

Gesundheitspolitik – hätten in den ver-

gangenen drei Jahrzehnten die steigen-

den Kosten nicht in den Griff bekom-

men können, weil sie nur immer neu 

bestimmt hätten, wie und wohin Geld 

habe fließen sollen.
Sie hätten kaum etwas in Gang ge-

setzt, um Krankmachendes zu verrin-

gern, nur Geld umverteilt, aber nieman-

den zu gesünderem Leben bewogen. Die 

Kosten würden nur dann gleichbleiben 

oder im Verhältnis zur volkswirtschaft-

lichen Gesamtleistung sinken, „wenn 

wir im Durchschnitt länger produk-

tiv am Leben teilnehmen und weniger 

krank sind“. Daher hält Händeler „eine neue Ar-

beitskultur und ein präventives Gesund-

heitssystem“ für notwendig, womit er 

auf die alte Erkenntnis „Vorbeugen ist 

besser als Heilen“ zurückgreift. Überra-

schend, interessant und geradezu span-

nend, wie er dann über die Erläuterung 

der langen Kondratieff-Konjunkturzy-

klen auf sein eigentliches Thema kommt, 

nämlich wie die „knappe Ressource Ge-

sundheit“ zu einem „Wachstumsmotor“ 

werden kann. Ein lesenswerter Beitrag 

auch deswegen, weil Händeler journali-

stisch schreibt, also gut lesbar und leicht 

verständlich.Abkehr von der Sachleistung, 

hin zur Kostenerstattung

Nicht minder lesbar und lesenswert 

ist, wie Konrad Adam klarmacht, warum 

die (jeweilige) „Gesundheitsreform“ kei-

ne ist und wie sie eine werden könnte. 

Das gegenwärtige System sei so einge-

richtet, daß niemand wisse, wem was 

gegeben und wieviel ihm genommen 

werde. Ob es dabei sozial, gerecht und 

solidarisch zugehe, sei Glaubens-, aber 

keine Wissenssache. „Was den einen an 

Zuwendung, den anderen an Abzügen 

und allen gemeinsam an Gängelei zuteil 

wird, ist so vielgestaltig, verworren und 

willkürlich, daß eine verläßliche Bilanz 

unmöglich ist.“ 
Adam zieht einen schönen, treffen-

den Vergleich: Man habe das Gesund-

heitswesen nach dem Muster des kalten 

Büfetts eingerichtet – fester Einsatz bei 

nahezu beliebigem Konsum. Er zitiert 

für das, was dabei herauskommt, den 

Ökonomen Bernd Raffelhüschen. Da-

nach lassen sämtliche Berechnungen er-

kennen, „daß alle, die heute am Umla-

geverfahren der Krankenversicherung 

teilnehmen, im Laufe ihres Lebens weit 

mehr herausbekommen, als sie einzah-

len“. Und Raffelhüschen konstatiert: 

„Das kann nicht funktionieren.“ Oder 

anders gesagt: nicht gutgehen. Ein er-

stes und schnell wirksames Umsteuern 

sollte nach Adam in der Gesetzlichen 

Krankenversicherung beginnen mit 

(erweiterten) Wahltarifen, Selbstbetei-

ligung, möglicher Beitragsrückgewähr 

und Abkehr von der Sachleistung zur 

Kostenerstattung.
Die vielen übrigen Autoren behan-

deln Gesundheitswesen und Gesund-

heitspolitik in vielerlei Aspekten und 

aus ihrer jeweils eigenen fachlichen wie 

auch interessegebundenen Sicht. Das ist 

informativ wie aufschlußreich zugleich 

– ob man ihren Überlegungen, Anregun-

gen und Schlußfolgerungen folgen mag 

oder nicht – oder auch von anregender 

Lebendigkeit wie Eugen Münchs Bei-

trag über das Krankenhaus der Zukunft. 

Friedrich Merz als Herausgeber nennt 

das Werk in seinem Vorwort „ein ein-

zigartiges Handbuch“. Ob es das wirk-

lich ist, sei dahingestellt. Aber es gibt 

eine gute Übersicht über Entwicklun-

gen, Probleme, Zustand und Zukunft 

im Gesundheitswesen sowie über die 

unterschiedlichen Sichtweisen. Jörg-

Dietrich Hoppe schreibt: „Seit mehr 

als dreißíg Jahren ist das Gesundheits-

wesen in Deutschland eine Dauerbau-

stelle.“ Auch mit diesem sehr empfeh-

lenswerten Buch wird sie das noch zu 

lange bleiben.
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Eingerichtet nach dem Muster des kalten Büfetts

Dauerbaustelle Gesundheitswesen: Ein von Friedrich Merz herausgegebenes Buch analysiert den Zustand und blickt in die Zukunft
Ökonomen fordern 

„Gesundheits-Riester“

BAYREUTH. Eine Arbeitsgrup-

pe von Wirtschaftswissenschaft-

lern der Universität Bayreuth hat 

einen „Gesundheits-Riester“ zur 

nachhaltigen Finanzierung der Ge-

setzlichen Krankenversicherung 

(GKV) gefordert. Wegen des de-

mographischen Wandels und des 

technologischen Fortschritts in 

der Medizin könnten die GKV-

Beiträge 2050 von derzeit fast 15 

auf bis zu 28 Prozent steigen. „Da 

aber niemand eine Rationierung 

möchte und zentrales Ziel der Ge-

sundheitspolitik bleiben muß, al-

le Versicherte am medizinischen 

Fortschritt teilhaben zu lassen, 

bedarf es neuer Ideen für einen 

Systemumbau, der die Finanzie-

rung nachhaltig sichert“, schrieben 

die Ökonomen Udo Schneider, 

Volker Ulrich und Jürgen Zerth 

in der Wirtschaftswoche. Ange-

lehnt an die staatlich geförderte 

private Altersvorsorge schlagen 

sie einen „Gesundheits-Riester“ 

zur individuellen Kapitalbildung 

vor. „Damit wird die intergenera-

tive Umverteilung zumindest ein 

Stück weit zurückgefahren. An-

dererseits kann der Gesundheits-

Riester dazu dienen, zusätzliche 

Innovationen zu finanzieren.“ Der 

Leistungskatalog der GKV dürfe 

aber trotzdem nicht ausgedünnt 

werden. „Dies ginge zu Lasten ein-

kommensschwacher Patienten, die 

sich den neuen Innovationsbonus 

nicht leisten können“, so die Öko-

nomen.
Lebensmittelbehörde 

warnt vor Sushi-Happen 

DETMOLD. Das Chemische 

und Veterinäruntersuchungsamt 

Ostwestfalen-Lippe (CVUA) hat 

vor dem Verzehr von Sushi-Hap-

pen aus zweifelhafter Herkunft ge-

warnt. Elf nach dem Zufallsprin-

zip ausgewählte Proben aus Gast-

stätten oder Sushi-Bars sowie acht 

Proben tiefgekühltes Sushi waren 

von CVUA-Experten untersucht 

worden. Zwei der Restaurant-Pro-

ben davon waren nicht mehr zum 

Verzehr geeignet, vier Proben der 

Reis-Fisch-Häppchen beurteilten 

die Forscher als „wertgemindert, 

da der Fisch einen alten und abge-

lagerten Eindruck hinterließ“. Die 

gefundenen Keime seien ein Hin-

weis auf mangelnde Hygiene bei 

der Verarbeitung. 
Das CVUA rät 

trotz der Tester-
gebnisse zwar 

nicht grund-
s ä t z l i c h vom Be-such in Sush i-Bars ab, aber die Verbraucher 

sollten un-bedingt auf 
penible Sauberkeit und die dor-

tigen hygienischen Verhältnisse 

achten.

S E I T E  13

G E S U N D H E I T

JF-Anzeigenmarkt

NEU auf dem Buchmarkt und revolutionär:

Georg Meinecke, „GESUND FÜR IMMER“

BoD. brosch. 160 S.; 11,90 Euro
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Friedrich Merz: vordenker

Friedrich Merz (Hrsg.): Wachstumsmotor Ge-

sundheit – Die Zukunft unseres Gesundheits-

wesens. Carl Hanser Verlag, München 2008, 

gebunden, 412 Seiten, 19,90 Euro

Foto: wiKiPEDia

Patient im OP-Saal: Fester Einsatz bei nahezu beliebigem Konsum

Sushi: Nur bei 
Japanern essen

Michael lennartz

D ie jüngste Mitgliederversamm-

lung des Verbandes der privaten 

Krankenversicherung (PKV) ver-

gangenen Monat in Berlin hatte es in 

sich. Denn unfreiwilliges Hauptthema 

der Jahresversammlung war nichts we-

niger als die Zukunft der privaten Kran-

kenvollversicherung. Die breite mediale 

Berichterstattung über ein internes Ar-

beitspapier des Gesamtverbandes der 

Deutschen Versicherungswirtschaft 

(GDV) hatte zu wilden Spekulationen 

geführt: Die private Krankenversiche-

rung in ihrer bisherigen Form stehe vor 

dem Aus (JF 26/08).Doch dieses Untergangsszenario wur-

de vom PKV-Verbandsvorsitzenden 

Reinhold Schulte klar zurückgewiesen: 

„Die private Krankenversicherung ist 

als marktwirtschaftliche Alternative zu 

einer zunehmend staatlich regulierten 

Grundversorgung in der gesetzlichen 

Kranken- und Pflegeversicherung unver-

zichtbar. Sie muß weiter ausgebaut wer-

den“, erklärte der Vorstandsvorsitzende 

der Dortmunder Signal Krankenversi-

cherung. Dafür habe sich die Mitglie-

derversammlung des PKV-Verbandes 

einstimmig ausgesprochen.
Die private Krankenversicherung ste-

he „uneingeschränkt zu einem Gesund-

heitssystem mit gesetzlicher und privater 

Krankenversicherung. Zu einem Ein-

heitssystem wird niemand in der PKV 

die Hand reichen. Auch eine Beschrän-

kung auf die Zusatzversicherung kommt 

für niemanden in der PKV in Frage. Den 

Folgen der demographischen Entwick-

lung können wir nur dann begegnen, 

wenn mehr Menschen und mehr Lei-

stungen in der kapitalgedeckten PKV 

abgesichert werden“, warnte Schulte.
Für die Grunddeckung soll 

Annahmezwang gelten 
Die PKV-Klarstellung war notwen-

dig geworden, weil einige börsennotier-

te PKV-Unternehmen in dem besagten 

GDV-Papier die Aufgabe der bisherigen 

privaten Krankenvollversicherung und 

statt dessen die Einführung eines ein-

heitlichen Grundversicherungssystems 

skizziert hatten. Die zehn brisanten Text-

seiten der GDV-Arbeitsgruppe „Sozi-

ale Sicherung 2020“ unter Führung des 

Axa-Vorstandschefs Heinz-Peter Roß 

wurden nach Protesten von Vertretern 

des PKV-Verbands zwar offiziell ent-

fernt. Aber zu spät: Die Financial Times 

Deutschland hatte die entscheidenden 

Passagen schon veröffentlicht.
Ginge es nach Roß und seinen Mit-

streitern, dann sollte das traditionelle 

System von Gesetzlicher Krankenver-

sicherung (GKV) und privater Voll-

versicherung durch eine verpflichtende 

Grunddeckung für alle ersetzt werden: 

„Jeder Bürger muß daher in der Kran-

kenversicherung zumindest über einen 

Grundschutz verfügen bzw. diesen ohne 

finanzielle Überforderung erlangen kön-

nen“, heißt es in den gestrichenen zehn 

GDV-Seiten. „Um auszuschließen, daß 

die Garantie eines Grundschutzes op-

portunistisch genutzt werden kann, also 

erst dann eine Versicherung nachgefragt 

wird, wenn bereits konkrete Behandlun-

gen anstehen oder absehbar sind, ist eine 

Pflicht zur Versicherung im Hinblick 

auf den grundlegenden Schutzumfang 

notwendig.“Für die obligatorische Grunddeckung 

soll – im Gegensatz zum bisherigen Mo-

dell, wo Alter und Gesundheitsstand 

entscheidend sind – Annahmezwang 

gelten. Alle Krankenversicherer würden 

dann verpflichtet, „ein Krankenversi-

cherungsprodukt anzubieten, das genau 

den politisch festgelegten Grundschutz 

abdeckt“. Die Krankenversicherungsbei-

träge sollten künftig (ähnlich wie bei der 

CDU-Kopfpauschale aus dem Bundes-

tagswahlkampf 2005) einheitlich – ohne 

Rücksicht auf Alter oder Gesundheitszu-

stand wie in der bisherigen PKV – fest-

gelegt werden.„Im Rahmen dieses langfristigen Zu-

kunftsmodells kommt es für die heute 

gesetzlich Krankenversicherten zu einer 

Abkehr von den bisher einkommensab-

hängigen Beiträgen“ – sprich: Die Sekre-

tärin zahlt genausoviel wie ihr Chef. Die 

daraus resultierende „gesellschaftlich er-

wünschte Umverteilung zwischen hohen 

und niedrigen Einkommen im Hinblick 

auf die Krankheitskosten“ solle in Zu-

kunft nicht mehr über das Krankenversi-

cherungssystem (GKV-Prozentsatz vom 

Einkommen), sondern „ordnungspoli-

tisch korrekt“ über das Steuer-Transfer-

System durchgeführt werden. „Analog 

zum Verfahren in der Pflegeversicherung 

kann dies in Form von Zuschüssen zu 

den Beiträgen erfolgen, wenn eine ein-

kommensbezogene Belastungsgrenze 

erreicht wird.“Auch der Krankenversicherungs-

schutz für Kinder solle „als eine ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe“ durch 

Steuermittel (aus dem schon jetzt unbe-

zahlbaren Sozialbudget) finanziert wer-

den. Bislang sind Kinder in der GKV 

beitragsfrei mitversichert, in der PKV 

sind für sie eigene Beiträge fällig. Die 

GDV-Kopfprämie wäre die Einführung 

einer Einheitsversicherung in Deutsch-

land durch die Hintertür und das Ende 

der privaten Krankenversicherung, denn 

von reinen Zusatztarifen kann die PKV 

nicht existieren. Die gibt es schon jetzt 

– auch für GKV-Versicherte.
Das GDV-interne Arbeitspapier ist 

brisant, aber es ist weder vom Präsidi-

um noch seinen Fachausschüssen verab-

schiedet worden. Zudem haben sich die 

PKV-Unternehmen bislang immer ve-

hement für den Erhalt und die Stärkung 

der privaten, kapitalgedeckten Kranken-

vollversicherung eingesetzt. Denn das 

deutsche Gesundheitssystem braucht 

eine starke private Krankenversicherung 

– als marktwirtschaftliche Alternative 

und als Korrektiv zu einer immer stärker 

staatlich regulierten GKV. Diese Positio-

nierung gilt unverändert. Insofern kann 

überhaupt keine Rede davon sein, daß 

die Branche insgesamt eine „Einheitsver-

sicherung“ fordert. Ganz im Gegenteil: 

Sie tritt weiter für Pluralität und Wahl-

freiheit ein – obwohl das angesichts der 

politischen Entscheidungen der letzten 

Jahre immer schwieriger wird.Gesundheitssystem braucht 
starke private KassenDie Einführung des sogenannten Ba-

sistarifs zum 1. Januar 2009 wird für die 

bisher privat Versicherten zu steigen-

den Beiträgen führen, da sie die Basis-

Mindestversorgung auf GKV-Niveau 

mit ihren Beiträgen mitfinanzieren und 

quersubventionieren. Sowohl gesetzli-

che Kassen als auch private Versicherer 

müssen diese Grundsicherung anbieten 

– zu denselben Konditionen. Alle An-

bieter müssen – wie in der GKV – jeden 

Versicherten akzeptieren, unabhängig 

von Alter und Gesundheitszustand. Un-

geklärt ist, ob der Bestandsversicherte 

nach einem Unternehmenswechsel für 

eine Mindestdauer im Basistarif bleiben 

muß, so wie bei einem „Tarifwechsel“ in 

der GKV. Oder soll der Versicherte un-

mittelbar bzw. bereits nach einer kurzen 

Zeit unter Mitnahme der Alterungsrück-

stellung in einen höherwertigen Tarif 

wechseln können? In diesem Fall würde es zwingend zu 

einer Risikoentmischung in bestehenden 

Versichertenkollektiven und im Basista-

rif kommen. Nur Junge und Gesunde 

würden in höherwertige Tarife des neuen 

Unternehmens „hochgestuft“. Leidtra-

gende wären die Nicht-Wechsler, näm-

lich die alten und kranken Versicherten. 

Sie hätten den Weggang der Wechsler 

mit steigenden Beiträgen zu bezahlen. 

Daneben würden die Privaten Zusatz-

versicherungen für Leistungen anbieten, 

die der Grundtarif nicht abdeckt. 

Die Ausgaben der privaten Kranken-

kassen für Privathonorare der Ärzte sind 

von 1991 bis 2003 um 91 Prozent ge-

stiegen. Sollten viele bisher Privatkran-

kenvollversicherte in den preiswerteren 

Basistarif wechseln, würde dies zu ei-

nem Einbruch bei den Ärztehonoraren 

in Milliardenhöhe führen – und das 

Überleben vieler Arztpraxen gefährden. 

Denn die viel niedrigeren GKV-Honora-

re (bzw. künftigen PKV-Basis-Honorare) 

allein reichen dafür nicht aus.
Seit 15 Jahren besteht im deutschen 

Gesundheitswesen Budgetierung. Die 

Folgen dieser Politik sind überall sicht-

bar: Ärzte kehren in großer Zahl den 

neuen Bundesländern den Rücken zu, 

auch weil sie angesichts einer zu nied-

rigen Zahl von Privatversicherten unter 

den gegebenen wirtschaftlichen Verhält-

nissen in der GKV nicht zur ärztlichen 

Tätigkeit bereit sind.Behandlungszeiten für Kassenpatien-

ten werden in Arztpraxen systematisch 

gekürzt, um mit Budgets auszukommen, 

die immer langsamer wachsen, als die 

Kosten steigen. Behandlungstermi-

ne für Kassenpatienten werden oft in 

das nächste Quartal verschoben. Die 

persönliche Patientenbetreuung findet 

bei gesetzlich Versicherten angesichts 

sinkender Beschäftigtenzahl, das heißt 

aus Kostengründen, in den Praxen und 

Krankenhäusern immer weniger statt. 

Sie sind real und sie werden bei fort-

bestehendem Finanzdruck auch weiter 

voranschreiten.
Privathonorare der Ärzte 

sichern den Praxenbestand
Der Staat greift die Selbstverwaltung 

der GKV-Kassen an, indem er in die 

Beitragsautonomie eingreift und selber 

die Höhe des Beitrags bestimmt. Er de-

gradiert die Kassen zu staatlich geführ-

ten Gesundheitsfondsverwaltern. Wenn 

der Staat alle Institutionen gestärkt und 

zentralisiert hat, die diese Rationierun-

gen betreiben, dann ist die Zukunft der 

Kassen klar erkennbar: Unter staatli-

cher Führung werden die Leistungen in 

der GKV zunehmend so definiert, daß 

die knappen Geld- und Budgetmittel 

ausreichen. Und wenn dann noch der 

demographische Wandel hinzukommt, 

dann wird der GKV-Leistungskatalog 

immer mehr durch Knappheit dirigiert 

werden.
Der Vorteil der Privaten Kranken-

versicherung ist die freie Auswahl des 

Versicherten aus verschieden Tarifen und 

Leistungen, im Gegensatz zu den für alle 

gleichen Einheitsleistungen der gesetz-

lichen Krankenkassen nach staatlicher 

Leistungsdefinition. Gerade im Bereich 

der Kranken- und Pflegeabsicherung 

wird sich zeigen, daß die private, ka-

pitalgedeckte Kranken-und Pflegever-

sicherung in der Zukunft die bessere 

Alternative für alle in Deutschland ist. 

Am 10. Juli findet das nächste PKV-

Verbandstreffen statt. Die Diskussion 

geht weiter.
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Ohne die Privaten geht es nicht

Gesundheitspolitik: Zukunft der privaten Krankenversicherung – Droht nun die Kopfpauschale durch die private Hintertür?

Hohe Kosten aufgrund 
falscher ErnährungBERLIN. Wegen der gesundheit-

lichen Folgen von falscher Ernäh-

rung und Übergewicht müssen 

immer mehr Menschen im Kran-

kenhaus behandelt werden. Das 

hat eine Analyse der Kaufmänni-

schen Krankenkasse (KKH) erge-

ben. Waren im Jahr 2006 noch 

rund 33.000 Menschen zur Thera-

pie in die Klinik eingewiesen wor-

den, haben Bewegungsarmut und 

Übergewicht im Jahr 2007 schon 

36.000 Patienten ins Krankenhaus 

gebracht. Dies ist ein Anstieg um 

7,3 Prozent. In Deutschland sind 

nach Angaben der Bundesgesund-

heitsministeriums rund 37 Millio-

nen Erwachsene und rund zwei 

Millionen Kinder und Jugendli-

che übergewichtig oder fettleibig 

(adipös). Außerdem zeigten rund 

1,4 Millionen Kinder und Jugend-

liche Symptome einer Eßstörung. 

Die Folgekosten von falscher Er-

nährung und Bewegungsmangel 

belasteten das Gesundheitswesen 

immer stärker, inzwischen lägen 

sie bei rund 70 Milliarden Euro 

pro Jahr. Dieser Entwicklung will 

die Bundesregierung jetzt mit ei-

nem vergangene Woche vorgestell-

ten Nationalen Aktionsplan zur 

Prävention von Fehlernährung, 

Bewegungsmangel, Übergewicht 

und damit zusammenhängenden 

Krankheiten entgegenwirken. 

In den kommenden drei Jahren 

wollen das Gesundheits- sowie 

das Bundesministerium für Er-

nährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz mit jeweils 15 

Millionen Euro verschiedene Ak-

tivitäten und Projekte unterstüt-

zen, die einen gesunden Lebensstil 

fördern.
Ausstellung eröffnet 
Blick auf die PflegeBERLIN. Einen „neuen Blick auf 

die Pflege“ verspricht eine Foto-

Ausstellung, die derzeit im Bun-

desministerium für Gesundheit 

in Berlin-Mitte zu sehen ist. Die 

Fotografin Julia Baier (37) hat im 

Auftrag des Ministeriums den All-

tag pflegebedürftiger Menschen, 

ihrer Angehörigen und Pflege-

kräfte fotografiert. Dabei sei es 

ihr eindrucksvoll gelungen, „den 

Alltag der Pflege in seinen eigenen 

besonderen Momenten festzuhal-

ten und einen neuen Blick auf die 

Pflege zu schaffen“, erklärte Ge-

sundheitsministerin Ulla Schmidt 

(59). Die SPD-Politikerin äußerte 

die Hoffnung, das Thema Pflege 

„aus der Tabuzone zu holen“. Be-

reits heute sind knapp über zwei 

Millionen Menschen in Deutsch-

land auf Pflege angewiesen. Ange-

sichts der Bevölkerungsentwick-

lung wird diese Zahl in den kom-

menden Jahren weiter steigen. Die 

bis zum 15. August gezeigte Aus-

stellung ist montags bis freitags für 

angemeldete Besucher (Tel.: 030 

/ 184 41 28 91) geöffnet. Weite-

re Stationen: vom 18. August bis 

zum 11. September im Evangeli-

schen Johannesstift Berlin-Span-

dau, vom 15. bis 26. September 

im Pflegestützpunkt Friedrichs-

hain-Kreuzberg und vom 1. bis 17. 

Oktober in der Stiftung Schön-

holzer Heide.

S E I T E  12

G E S U N D H E I T

Ärztin mit Privatpatientin: Das System gesetzlicher und privater Vollversicherung durch eine verpflichtende Grunddeckung für alle ersetzen?
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JF-Anzeigenmarkt

Lassen Sie sich vom Hersteller beraten:

VIA NOVA Naturprodukte
Leutenhofen 19, 87448 Waltenhofen

Telefon 08303/813, Telefax 08303/7664

E-Mail: info@via-nova-naturprodukte.de

Fit durch Säftefastenoder Rohkostfast

e

nan Nordsee und Ostseemit Wanderungen,Bauch- und Rückenschulung,
Fitnessübungen, Vorträgen,

Sauna, Massagen, Meditation,

persönl. Gesundheitsberatung.Info + Anmeldung über:

Fasten-Wellness-Wandern.de
oder Tel.: 00 45 / 74 75 66 09

Der Verband der privaten Krankenversicherung 

offeriert Zahlen und Fakten zur PKV im Internet: 

www.pkv.de/zahlen/krankenversicherung/
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ROLF DRESSLER

Es muß wohl in den Genen lie-
gen: Wir Deutsche sind unan-
gefochten Absicherungs- und 

Versicherungsweltmeister. Ausgelassen 
wird kein noch so exotisches und skur-
riles Phantasiegebilde auf der nach oben 
off enen Skala tatsächlicher oder schlicht 
nur eingebildeter Lebensrisiken. Dabei 
erklärt sich der phänomenale Dauerer-
folg der hiesigen Versicherungsbranche 
sicherlich nicht daraus, daß dort verlok-
kend „Prämie“ heißt, was in Wahrheit 
ein schnöder Beitrag, eine vertraglich 
knallhart fi xierte Bringschuld des Ver-
sicherungsnehmers ist.

Ein Anschauungsbeispiel ist das Mil-
liardenspiel auf dem staatlich durchwirk-
ten und gelenkten Gesundheitsmarkt. 
Mit voller Kraft ringen dort Beteiligte 
und Nutznießer um die Riesengeldtöpfe 
– angeblich zum Wohle aller und des 
großen Ganzen. In der Praxis aber ent-
wickelt sich der Kampf zwischen Poli-
tik, Ärztelobby, Pharmaindustrie und 
Krankenkassen um das Großobjekt der 
Begierde nicht selten zum Nachteil der 
Versicherten. Um das jedoch möglichst 
geschickt zu tarnen, beteuern die wak-
keren Knappen immer wieder vollmun-
dig, wie sehr sie sich dem hehren Ziel 
durchgreifender Reformen verpfl ichtet 
fühlten. So gesehen geht es im Gesund-
heitswesen ähnlich zu wie auf einer an-
deren beliebten Spielwiese alter und neu-
er Sozialisten und Zentralisten: in der 
Bildungs- und Schulpolitik. Selbst die 
angestammt bürgerlichen Parteien sind 
längst infi ziert. Auch bei ihnen grassiert 
die Reformitis, geradezu zwanghaft.

Und wie nun verhält es sich mit den 
Krankenversicherten hier bei uns in 
Deutschland? Wie und von wem wird 
über sie entschieden? An welchen Leitli-
nien orientieren sich die Gesetzesmacher 

– außer zuvorderst an dem Zug zur gro-
ßen Zahl? Es geht munter voran, aller-
dings auf einer Einbahnstraße, die vielen 
völlig zu Recht als ungewisse Sackgasse 
erscheint. Von 216 auf derzeit noch 163 
ist die Zahl der Krankenkassen innerhalb 
von zwei Jahren geschrumpft.

Die neuen Zusatzbeiträge
bewirken Massen� uchten

Dramatisch und in bislang nicht 
gekannten Größenordnungen nutzen 
Hunderttausende Versicherte nach der 
Einführung von Zusatzbeiträgen ihr 
Sonderkündigungsrecht. Bereits mehr 
als 100.000 wechselten binnen kurzem 
zum Branchenführer Barmer GEK und 
sogar 340.000 zur Techniker Kranken-
kasse (TK). Auch Vereinigte IKK sowie 
IKK Classic und Knappschaft verzeich-
nen erhebliche Mitgliederzuwächse. 
Das bedeutet: Die Kassenlandschaft 
wird mächtig durchgeschüttelt und 
von Grund auf verändert. Als angeb-
lich alternativlose � erapie verordnen 
Politik, Ärzteverbände und eben die 

Krankenkassen sich und der weithin 
ohnmächtigen Versichertenschar ein 
Festival von Zusammenschlüssen, eine 
Fusionswelle, wie es sie hierzulande noch 
nie gegeben hat.

Beinahe wäre in der ersten Febru-
arwoche eine wahre Elefantenhochzeit 
geschlossen worden. Denn mit dann 
nahezu zehn Millionen Versicherten 
könnten sich die TK und die schon zu-
vor fusionierte KKH-Allianz schlagartig 
zum größten und einfl ußreichsten Kran-
kenversicherer Deutschlands aufschwin-
gen, sogar noch vor der Barmer GEK. 
Aus welchen Gründen dieser „Deal“ für 
wie lange und letztlich zu wessen fi nan-
ziellem Vorteil auf Eis gelegt worden ist, 
darüber geben nicht einmal die ebenso 
bunten wie vagen Spekulationen Auf-
schluß, die seit längerem rings um TK 
und Allianz ins Kraut schießen – und das 
gewiß auch mit Blick auf diverse sonstige 
Übernehmer- und Übernahmekandida-
ten, fi nanzstark die einen, angeschlagen 
bis marode die anderen.

Und schon gar nicht können sich die 70,1 Millionen gesetzlich und die 8,8 

Millionen privat Krankenversicherten ei-
nen bündigen Vers darauf machen. Eines 
jedenfalls steht nach aller jahrzehntelan-
gen Erfahrung so oder so fest: Auch das 
Fusionskarussell, das sich künftig eher 
noch schneller drehen dürfte, wird die 
Kostenlawine auf dem Markt des noto-
risch kränkelnden Gesundheitswesens 
mit Sicherheit nicht bremsen oder gar 
stoppen können. Was jetzt droht, ist 
systembedingt, weil von der Politik so 
gewollt. Die gesetzlichen Beiträge wur-
den einheitlich „gedeckelt“ bei nun 15,6 
Prozent. Deshalb sind den Versicherern 
die Wege zu einer externen Aufbesserung 
ihrer Finanzlage versperrt.

Und sogar die Erhebung von einkom-
mensunabhängigen pauschalen Zusatz-

beiträgen erweist sich als kontraproduk-
tiv, weil unkalkulierbar viele Versicherte 
schon auf die bloße Ankündigung hin 

ruckartig mit Kündigung reagieren. Bis-
her konnten Krankenkassen in fi nanziell 
bedrohlicher Schiefl age eine mögliche 
Insolvenz beim aufsichtführenden Bun-
desversicherungsamt ordnungsgemäß 
rechtzeitig anmelden. Inzwischen jedoch 

haben mehrere führende Kassen wie 
etwa die Barmer GEK eine Größe und 
ein Geschäftsvolumen, die es unmöglich 
machen, ein solches Krankenversiche-
rungsunternehmen über ein herkömm-
liches Insolvenzverfahren „abzuwickeln“ 
oder zu sanieren, weil dessen Versicherte 
bzw. Mitglieder nicht ohne weiteres von 
anderen Kassen übernommen werden 
können. „Systemrelevant“ heißt das 
heutzutage im Bankensektor.

Branchenkenner warnen schon vor 
den off ensichtlichen Parallelen zum 
Bankenkrisensystem. Denn nirgendwo 
sonst, so Hans Unterhuber, Chef der 
Siemens-Betriebskrankenkasse, gebe es 
derzeit so viele (Not-)Fusionen wie bei 
den gesetzlichen Krankenkassen. Wenn 
Politiker aber beharrlich verkündeten, 
daß einige wenige Krankenversicherun-
gen künftighin vollauf genügten und 
Fusionen daher angeblich der allein rich-
tige Ausweg seien, dann hätten sie „nicht 
die dringend nötigen Lehren aus der 
jüngsten schwersten Wirtschafts- und 
Finanzkrise seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges gezogen“.

Trend zu immer größeren Krankenkassenfusionen: Keine Lehren aus der jüngsten Wirtschafts- und Finanzkrise gezogen?
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Zahl der Woche

Nahezu 4,2 Millionen der
8,8 Millionen in Deutsch-
land privat Krankenver-
sicherten waren 2009 
beihilfeberechtigte Beamte, 
Pensionäre bzw. deren 
Familienangehörige. Der 
Rest sind Selbständige und 
Freiberu� er sowie gutver-
dienende Arbeitnehmer.

(Quelle: PKV-Verband)
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Mehr Privatrechnungen 
bei Zahnarztbesuchen

KÖLN. Die Rechnungen nach der 
geltenden Gebührenordnung für 
Zahnärzte (GOZ) sind für die Ver-
sicherten der Privaten Krankenver-
sicherung (PKV) etwa 70 Prozent 
teurer als die vergleichbaren Posi-
tionen des Bewertungsmaßstabs 
(Bema) in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV). Dies ist 
das Ergebnis einer Analyse des 
Wissenschaftlichen Instituts der 
PKV (WIP). Eine durchschnitt-
liche Zahnarztpraxis habe 2007 
einen Umsatz von 462.000 Eu-
ro erzielt. „Im Jahr 2003 betrug 
der Anteil der Privatrechnungen 
am gesamten Umsatz noch 42,1 
Prozent, im Jahr 2007 waren es 
schon 48,1 Prozent. Somit sind 
die Einnahmen aus der Privatliqui-
dation nach GOZ deutlich stärker 
gestiegen als der Gesamtumsatz 
und auch stärker als der Reinerlös, 
der um elf Prozent gewachsen ist“, 
so das WIP.  Dieses höhere Kosten-
niveau betreff e inzwischen auch 
die 70,1 Millionen GKV-Mit-
glieder, denn diese müßten in-
zwischen den größten Teil ihrer 
Zahnarztleistungen selbst zahlen. 
„Über alle Neuversorgungen be-
trug der GOZ-Anteil am zahn-
ärztlichen Honorar im Jahr 2005 
62,1 Prozent, der Bema-Anteil 
nur noch 37,9 Prozent“, heißt es 
in der WIP-Analyse. Die von der 
Bundesregierung geplante GOZ-
Novelle betriff t daher PKV- und 
GKV-Versicherte. (fi s)

 www.wip-pkv.de/veroe� entlichungen

Patientenberatung auf 
türkisch und russisch 

KÖLN. Das von Ursula von der 
Leyen (CDU) geführte Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales 
hat im Februar ein neues Projekt 
für türkisch- und russischsprachige 
Zuwanderer in Deutschland ge-
startet. Danach kann sich dieser 
Personenkreis über seine Rech-
te und Pfl ichten im Krankheits-
fall nun kostenlos telefonisch in 
der Heimatsprache beraten las-
sen. Auch die Verwandten der in 
Deutschland lebenden Türken, die 
wegen des deutsch-türkischen So-
zialversicherungsabkommens von 
1964 mitversichert sind, können 
sich nun dort beraten lassen. Die 
kostenlose Telefonnummer 0800 
/ 011 77 22 stand bislang nur in 
deutscher Sprache zur Verfügung. 
Das Beratungstelefon wird von der 
gemeinnützigen Unabhängigen 
Patientenberatung Deutschland 
(UPD) in Berlin betrieben. (fi s)

Barmherzige Radikalkur
Wirtschaftsliteratur: Libertäre Plädoyers für die Entpolitisierung der Gesundheitsversorgung und gegen die staatliche Industrialisierung der Medizin

CHRISTIAN DORN

Die aktuellen Meldungen aus dem 
Gesundheitssystem scheinen Sym-

ptome dafür zu sein, daß es „nicht in 
einzelnen Details fehlerhaft“ ist, „son-
dern in seinen grundlegenden Struktur-
prinzipien“, wie der libertäre Rechts-
anwalt Carlos Gebauer formuliert, der 
einem breiteren Publikum durch seine 
Mitwirkung an der RTL-Reihe „Das 
Strafgericht“ bekannt ist. Der Grund 
dafür sei der staatliche Ein- oder bes-
ser Zugriff : Gesetzliche, administrative 
und behördliche Maßnahmen, die den 
Grenzbereich von individuellem Leben 
einer- und allgemeinen öff entlichen In-
teressen andererseits zu regeln versuchen, 
verhinderten a priori die Effi  zienz der 
tatsächlich benötigten medizinischen 
Versorgungsmaßnahmen, so Gebauer.

Damit verknüpft seien ungeklärte 
rechtsethische Fragen. Schließlich ver-
körpere das System der Gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV) über-
haupt keine klassische Versicherung, 
sondern bloß „eine weitere lohn- und 
einkommensabhängige Sondersteuer“. 
Überdies befördere es einen Prozeß, der 
Grundrechte wie das der zivilrechtlichen 
Vertragsfreiheit ausheble. Nebenher 
zeigt Gebauer auf, daß es dem System 
inhärent sei, eine nicht endende Kette 
von Kontrollbehörden zu produzieren: 
Den Medizinischen Dienst der Kran-
kenkassen (MDK), den Gemeinsamen 
Bundesausschuß (GemBA) oder das 
Institut für Qualität und Wirtschaft-
lichkeit im Gesundheitswesen (InQu-
alWiG), welches wiederum externe 

Sachverständige beauftragt und dessen 
Finanzierungsbedarf der GemBA auto-
nom festlegen darf – „fi nanziert durch 
Zuschläge zu jedem Krankenhausaufent-
halt sowie durch die gezielte Verteuerung 
vertrags(zahn)ärztlicher Leistungen“. 

Als geradezu ein Menetekel betrachtet 
Gebauer daher auch das Fünfte Sozialge-
setzbuch (SGB V), laut dessen Prämisse 
die GKV-Kassen verantwortlich seien 
für die Gesundheit des Versicherten. 
Dadurch werde dieser jedoch „entmün-
digt“. Ob dies ein „Gesundheits-Aff ront“ 
ist, wie der Buchtitel nahelegt, ist eine 
Defi nitionsfrage. Keine Frage dagegen 
ist, daß der bürokratische Dschungel 
mit dem alltäglichen Gebrauch von 
Sprachmonstren wie „Gesundheitsre-
form“ beginnt. Entsprechend fragt Ge-
bauer lakonisch: „Läßt sich Gesundheit 
überhaupt reformieren?“ Beinahe ge-
setzmäßig, so sein Fazit, käme mit jeder 
neuen Regierung mindestens eine neue 
„Gesundheitsreform-Reform“, durch die 
kaum etwas besser, aber vieles schlechter 

und teurer werde. Beispielhaft hierfür ist 
das vom Autor angeführte Klempner-
Beispiel: „Angenommen, bei Ihnen zu 
Hause hätte im Jahre 1975 (dem Zeit-
punkt der letzten wirklich grundlegen-
den Reform im Gesundheitswesen) ein 
Wasserhahn das Tropfen begonnen; wie 
lange (und wie oft) hätten Sie wohl die 
– nach mehrfach scheiternden Repara-
turversuchen – augenscheinlich abdich-
tungsunfähigen Klempner immer ein 
und derselben Firma wieder bestellt (und 
bezahlt)? Einen Monat? Ein Jahr? Fünf? 
Zehn, zwanzig, dreißig Jahre?“

Zwangskollektivierung im 
gesetzlichen Kassensystem

Fragwürdige Vergleiche nicht scheu-
end, versucht Gebauer denn auch die 
Zwangskollektivierung im GKV-System 
mit dem Beispiel eines Edeka-Marktes 
zu verdeutlichen, dessen Leiter eines 
Tages beschließt, den Aufwand der 
Kassiererinnen einzusparen. Statt des-

sen zahlen die Kunden bei Eintritt des 
Marktes nur noch eine Pauschale nach 
dem Maßstab der eigenen persönlichen 
Leistungsfähigkeit und bedienen sich 
anschließend nach Belieben. Daß dieses 
Modell nicht funktionieren kann, dürfte 
jedem klar sein.

In seinem Text „Lenin und der Kas-
senarzt“ zeigt Gebauer amüsante Paral-
lelen zwischen dem deutschen Sachlei-
stungssystem in der GKV und der Idee 
des sowjetischen Revolutionsführers auf, 
das Geld abzuschaff en und alle Güter 
nur noch einzusammeln und neu zu 
verteilen. Als Alternative plädiert Ge-
bauer für die menschheitsgeschichtlich 
bewährten sozialen Funktionstechniken 
des Tausches und der Barmherzigkeit. 
Daß Gebauers Vorschläge keine Uto-
pien sind, beweisen jene bayrischen 
Kassenärzte, die Ende 2010 mit einem 
solidarischen GKV-Zulassungsverzicht 
drohten – genau so, wie Gebauer es in 
einer seiner hier abgedruckten Reden zur 
Gesundheitspolitik empfi ehlt.

Carlos Gebauer: 
Der Gesundheits-
a� ront. Licht-
schlag-Verlag, Gre-
venbroich 2010, 
189 Seiten, gebun-
den, 19,90 Euro.

Gefährlicher Größenwahn
Gesetzliche Krankenversicherung: Die fusionierten Großkassen entwickeln sich zu systemischen Risiken / Parallelen zum Bankensektor

„Das ist viel zu wenig“

P� egeversicherung: Zahl der Hilfebedürftigen steigt / Kostensteigerung 

und demographische Entwicklung gefährden Finanzierung

PAUL ROSEN

D
as waren noch vermeintliche 

goldene Bonner Zeiten: 1992 

stellte sich der damalige CDU-

Sozialminister Norbert Blüm („Die Ren-

ten sind sicher“) vor die Presse und kün-

digte die Schaff ung einer „fünften Säule 

der Sozialversicherung“ an. Kranken-, 

Arbeitslosen-, Renten- und gesetzliche 

Unfallversicherung gab es schon seit 

Jahrzehnten, 1995 trat die Pfl egeversi-

cherung hinzu. Das Risiko der hohen 

Kosten im Pfl egefall sollte abgesichert 

und ein weiterer Schritt auf dem Weg 

zum Vollkaskostaat gemacht werden.

Skeptiker, die auf zu stark steigende 

Lohnnebenkosten (BDI-Chef Tyll Nek-

ker sprach von einer „Kriegserklärung an 

die deutsche Wirtschaft“) und auf eine 

ungünstige demographische Entwick-

lung verwiesen, blieben ungehört. Blüm 

kam seinen Kritikern insoweit entgegen, 

als daß er der Abschaff ung eines Feier-

tages zustimmte. Seinerzeit wurde – au-

ßer in Sachsen – der bezahlte Buß- und 

Bettag abgeschaff t, um die Wirtschaft 

von steigenden Beiträgen zu entlasten. 

Spötter kommentierten die Abschaff ung 

mit dem Hinweis, kein Bäcker werde 

ein Brot mehr verkaufen, wenn er am 

Buß- und Bettag seinen Laden öff ne. 

Zudem hatte die Feiertagsabschaff ung 

eine unrühmliche Tradition: 1967 strich 

die DDR-Führung mit ökonomischen 

Argumenten den Ostermontag, Christi 

Himmelfahrt, den Reformationstag so-

wie  den Buß- und Bettag.

Heute profitieren 2,2 Millionen 

Menschen von der Pfl egeversicherung 

(PV). Schon Blüm hatte den Kreis der 

Leistungsberechtigten stark eingegrenzt, 

um eine sofortige Ausgabenexplosion zu 

verhindern. Die Folge: 2,5 Millionen 

weitere Hilfsbedürftige werden über-

wiegend zu Hause gepfl egt, ohne daß 

sie viel von der PV hätten. Nur für die 

etwa 750.000 Demenzkranken unter 

ihnen gibt es eine weit unter den übli-

chen Versicherungssätzen liegende Pau-

schale von 200 Euro monatlich. Dies 

liegt daran, daß die PV auf körperliche 

Störungen abstellt. Kognitive Störun-

gen spielen kaum eine Rolle. Würden sie 

berücksichtigt, erwarten Experten nach 

einem Bericht der Handelsblatts sofortige 

Mehrkosten in Höhe von 3,7 Milliarden 

Euro – und einen kräftigen Beitragsan-

stieg. Der Druck, mehr zu tun, steigt: 

„Das ist viel zu wenig“, kritisiert Heike 

von Lützau-Hohlbein, Vorsitzende der 

Deutschen Alzheimer-Gesellschaft, im 

Spiegel zu den 200 Euro.

Steuerzuschüsse dämpfen 

die Beitragssatzexplosion

Steigende Beitragssätze sind der Pfer-

defuß der gesamten Sozialversicherung, 

die auf einem zu Kaisers Zeiten einge-

führten Umlagesystem beruht. Danach 

teilen sich Arbeitgeber und Arbeitneh-

mer den an der Lohnhöhe ausgerich-

teten Beitrag. Das System funktioniert 

nur bei einer klassischen Alterspyramide: 

unten viele Junge, oben wenige Alte. 

Bei weniger Kindern bricht es zusam-

men. Kanzler Konrad Adenauer (CDU) 

wischte Hinweise auf demographische 

Veränderungen mit der Bemerkung 

„Kinder kriegen die Leute immer“ bei-

seite – ein folgenschwerer Irrtum, der 

zum Kollaps aller Systeme führen wird. 

Auf dem Weg dorthin wirkt Blüms PV 

noch wie ein Brandbeschleuniger. 

Einige Zahlen veranschaulichen die 

Entwicklung an der Beitragsfront: So 

betrug der Gesamtsozialversicherungs-

beitrag (Arbeitnehmer- und Arbeitgeber-

anteile zu allen Versicherungszweigen) 

1970 in der alten Bundesrepublik 26,5 

Prozent. 1980 war er bereits auf 32,4 

Prozent gestiegen, 1990 auf 35,6 Pro-

zent. 1996 war mit 40,9 Prozent (wegen 

der neuen Pfl egeversicherung) erstmals 

die 40-Prozent-Marke überschritten 

worden. Seitdem bewegt sich der Bei-

tragssatz um die 40 Prozent. Er konnte 

nur deshalb stabil gehalten werden, weil 

parteipolitisch unterschiedlich ausge-

richtete Regierungen das gleiche taten: 

Sie kürzten Leistungen und erhöhten 

die Zuschüsse an die Sozialkassen aus 

Steuermitteln des Bundes. Anders aus-

gedrückt: Angesichts der Staatsverschul-

dung wurden und werden die Sozialkas-

sen teilweise über Kredite fi nanziert.

Außerdem wurde der Arbeitslosen-

versicherungsbeitrag, der sich bis 2006 

mit 6,5 Prozent Beitragssatz zu einer Art 

Arbeitsmarktsteuer entwickelt hatte, bis 

auf 2,8 Prozent gesenkt. Auch hier wur-

den natürlich keine Ausgaben gespart, 

sondern auf den Bundesetat (sprich: 

Hartz IV) und damit die Verschuldung 

verlagert. Seit 2011 geht die Rechnung 

nicht mehr auf : Der Arbeitslosenbeitrag 

mußte wieder auf drei Prozent angeho-

ben werden, der Krankenkassenbeitrag 

von 14,9 auf 15,5 Prozent. 

Der Pfl egeversicherung droht auch 

ohne die vor allem von den Sozial-

verbänden geforderte Ausweitung auf 

Demenzkranke und andere Kranke mit 

kognitiven Störungen Ungemach. Zwar 

hat Gesundheitsminister Philipp Rös-

ler (FDP) 2011 zum „Jahr der Pfl ege“ 

ausgerufen und Reformen angekündigt. 

Doch die christlich-liberale Koalition 

zeigt sich zerstritten. Für Beruhigung 

sollte eine Nachricht aus dem Hause 

Rösler sorgen: Danach soll der Bei-

tragssatz zur Pfl egeversicherung mit 

1,95 Prozent (Kinderlose zahlen einen 

kleinen Zuschlag von 0,25) bis 2014 

– und damit einige Monate länger als 

bisher gerechnet – stabil bleiben. Ohne 

Reformen würde der Beitragssatz, so die 

Berechnungen des Rösler-Ministeriums, 

bis zum Jahr 2050 auf 2,8 Prozent stei-

gen. Die Zahl der Pfl egebedürftigen 

könnte dann 4,5 Millionen betragen. 

Zu den außerdem verbreiteten schlech-

ten Nachrichten gehört, daß 2025 etwa 

152.000 Pfl egekräfte fehlen sollen. 

Die Rechnung berücksichtigt nur, 

daß die Zahl der Pflegebedürftigen 

steigt. Umgekehrt sinkt aber die Zahl der 

zahlungskräftigen Beitragszahler durch 

den Geburtenrückgang und die Auswei-

tung des Niedriglohnsektors. Die Lei-

stungsfähigkeit der deutschen Wirtschaft 

dürfte durch sinkende Bevölkerungs-

zahlen zurückgehen. So rechnet � ilo 

Sarrazin („Deutschland schaff t sich ab“, 

Seite 456 ff .) vor, daß sich die Zahl der 

Einwohner in Deutschland von derzeit 

81,7 auf 66,6 Millionen im Jahr 2050 

reduzieren wird. Die Zahl der voll Er-

werbstätigen wird im gleichen Zeitraum 

von 34 auf 24 Millionen sinken, die Zahl 

der über 65jährigen von 16,8 auf 23,5 

Millionen steigen. Entsprechend steigt 

auch die Zahl der Pfl egebedürftigen. Das 

bedeutet dann nicht nur das Ende der 

PV in ihrer heutigen Form, sondern der 

Sozialversicherung insgesamt.
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Sozialverband VdK 

fordert P� egezeit 

BERLN. Der Sozialverband VdK 

rechnet mit steigenden Beiträgen 

für die Pfl egeversicherung. Eine 

moderate Anhebung sei unaus-

weichlich, sagte Verbandspräsi-

dentin Ulrike Mascher (72) am 

Montag im Südwestrundfunk. Die 

frühere SPD-Bundestagsabgeord-

nete und Staatssekretärin forderte, 

analog zur Elternzeit eine Pfl ege-

zeit mit Lohnersatzleistungen ein-

zuführen. Staat und Gesellschaft 

müßten darüber nachdenken, ob 

die Pfl ege alter Menschen nicht 

genausoviel wert sei wie die Kin-

dererziehung. Die Einführung 

einer obligatorischen kapitalge-

deckten Pfl egezusatzversicherung 

lehnt der VdK ab. Derzeit werden 

nach Schätzungen des Sozialver-

bandes vier Millionen hilfsbedürf-

tige Menschen von Verwandten 

versorgt. Im Rahmen seiner bun-

desweiten Kampagne „Pfl ege geht 

jeden an“ stellt der Sozialverband 

VdK umfangreiches Info-Material 

über Fakten und Hintergründe zur 

gesetzlichen Pfl egeversicherung in 

Deutschland und zur derzeitigen 

Situation von pfl egenden Angehö-

rigen zur Verfügung. (JF)

 www.p� ege-geht-jeden-an.de

Deutsche wollen kaum 

Abstriche machen 

BAIERBRUNN. Drei Viertel 

(74,9 Prozent) der Deutschen 

sind der Ansicht, daß jeder Patient 

kostenunabhängig von den Kas-

sen die � erapie gezahlt bekom-

men sollte, die ihn wieder gesund 

werden läßt. Zu diesem Ergebnis 

kommt eine repräsentative Umfra-

ge der Apotheken Umschau. Auch 

wenn die Kassenbeiträge dadurch 

stabil zu halten wären, käme für 

fast alle (95 Prozent) beim Zahner-

satz ein Wegfall der Zuzahlungen 

durch die Kassen nicht in Frage. 

Auch die Kosten für Krankengym-

nastik und Massagen komplett 

selbst zu übernehmen, wäre für 

die meisten (85,3 Prozent) nicht 

denkbar. (JF)

Säureausleitung leicht gemacht:

Basisches Edelsteinbad

Medizinprodukt zur Säureausleitung mit

natürlichen Mineralien und Edelsteinen

Nehmen Sie sich Zeit für dieses Basische Edelsteinbad und spüren Sie, wie 

sich eine unvergleichlich geschmeidige Haut anfühlt. Baden Sie länger, als 

Sie es üblicherweise gewohnt sind, damit die natürliche Ausleitungsfunk-

tion über die Haut voll wirksam wird.

Dieses Basische Edelsteinbad bewirkt 

basische pH-Werte des Badewas-

sers von ca. 8,5 - 9,0 und fördert die

Ausleitung von Säuren und Stoffwech-

selschlacken über die Haut.

Basische Vielfalt von Kopf bis Fuß

www.kautzversand.de

oder Tel.: 0800-619 22 44 (gebührenfrei)

Erfahren Sie warum Tausende von zufriedenen

Kunden uns bereits seit 14 Jahren vertrauen.

Bei uns finden Sie auch viele weitere basische

Produkte für Ihr Wohlbefinden.

Bio-Nonisa� 

- belebt Ihre

  Energien

Die Wildfrucht Morinda citrifolia 

(Noni) wird seit Jahrhunderten 

als die „Allesheilerp� anze“ auf-

grund ihres hohen Gehaltes an 

Enzymen in Polynesien geschätzt 

weil sie den Körper au� auen, 

krä� igen und stärken kann. Jede 

Menge Energie und Wohlbe� n-

den ist das Resultat einer Kur mit 

Noni Sa� , z.B. 6 oder 12 Liter.

      Bio Spirulina

              - besonders leicht

                  v
erdaulich

Spirulina platensis Mikroalgen sind 

mit die wertvollsten, basischen 

Natursubstanzen unserer Zeit. In 

ihrem natürlichen Lebensraum 

(subtropische alkalische Sodaseen), 

bilden sie mit Hilfe der Urkra�  der 

Photosynthese eine Vielzahl essen-

tieller Vitalsto� e in ausgewogener 

Kombination.

      Goji-Beeren

        - absolut lecker

             und gesund!

Goji Beeren schmecken süß und 

sind lecker! Die Menschen aus

Zentralasien lieben und schätzen 

die Goji-Beere so sehr, daß sie

jedes Jahr zu ihrer Ehre mehrere 

Festtage feiern. Goji gilt dort als 

Frucht des Wohlbe� ndens. Reich an 

Antioxidantien und au� auenden 

Vitalsto� en.

Aloe Vera

- Frischp� anzensa� 

   aus Mexiko

Wir importieren Bio Aloe Vera Sa�  di-

rekt vom Produzenten und haben kei-

nerlei Zwischenhändler. Dadurch ergibt 

sich zum einen ein sehr günstiger Preis, 

zum anderen haben wir bestmögliche 

Kontrolle über das Produkt und unseren 

damit verbundenen Qualitätsanforde-

rungen. Dieser Aloe Vera Sa�  in Bio ist 

die gleiche Ware, die Sie o� mals im Re-

formhaus für den doppelten Preis sehen.

      Granatapfelsa� 

         - das Symbol der

             Unsterblichkeit

Der Granatapfel, altdeutsch auch als Pa-

radiesapfel bekannt, ist eine der ältesten 

Kultur- und Heilfrüchte der Menschheit. 

Der aromatische Sa�  des Granatapfels gilt 

schon seit dem Alten Testament als das 

Lebenselixier und als Symbol der Unsterb-

lichkeit und Sinnlichkeit. Heute belegen 

mehr als 250 wissenscha� liche Studien 

die gesundheitsfördernde Wirkung.

      Bio Chlorella

                - liefert alle

                   A
minosäuren

Chlorella Algen sind wegen ihres

besonderen Gehalts an Nährsto� en, 

speziell für Vegetarier und Veganer inte-

ressant. Chlorella wird als hochwertiges 

Nahrungsergänzungsmittel geschätzt. 

Mit ca. 60% Proteingehalt übertri�   die 

Chlorella Alge alle bekannten Lebens-

mittel. Sie enthält alle Aminosäuren in 

einem ausgewogenen Verhältnis. Ideal 

zur Ausleitung von Schwermetallen.

  Tropische Bio-Fruchtsä� e und Algen in höchster Güteklasse zu phantastischen Preisen

www.naturscheune.de - Entdecken Sie viele weitere interessante Produkte in unserem Online-Shop oder Tel: 09567 - 9811511

Günstige Sta� elpreise bei größerer Abnahme. Es sind auch kleinere Einheiten möglich!

Die Naturscheune hat ihren Sitz in Au-

tenhausen, nahe Coburg im schönen 

Nordbayern. Wir kümmern uns darum, 

welche natürlichen Methoden es zur 

Gesunderhaltung weltweit gibt.

Wir verzichten auf Zwischenhändler 

und geben diese Ersparnis direkt an

unsere mehr als 17.000 Kunden weiter. 

Bei uns kaufen Sie bequem auf Rech-

nung – oder sichern Sie sich einen zu-

sätzlichen Rabatt von 5% per Vorkasse.

Gesundheit muß nicht teuer sein. Wir 

möchten einen Beitrag zur kostengüns-

tigen Versorgung mit Bestqualität leis-

ten. Möglich ist dies durch Direktim-

port und Großbestellungen im Inland. 

Dabei ist zerti� zierte und analysierte 

Ware in Bestqualität von namha� en 

Herstellern für uns selbstverständlich.

Naturscheune

Lindenstraße 20

96145 Autenhausen

Tel. : 09567 - 98 11 5 11

info@naturscheune.de

              - besonders leicht

                  v
erdaulich

                  v
erdaulich

                - liefert alle

                   A
minosäuren

                   A
minosäuren

1 Liter ab 20,50 €
1kg ab 47,25 €

1kg ab 78,15 €

500g ab 13,50 €
1 Liter ab 9,50 €

1 Liter ab 6,50 €

1 Liter ab 9,50 €
1 Liter ab 6,50 €
1 Liter ab 6,50 €

MAGNETFELDTHERAPIE

HEIMBEHANDLUNG

Von vielen Ärzten erfolgreich angewandtes

Therapieverfahren für:

 Verzögerte Knochenbruchheilung

 Pseudoarthrosen, Endoprothesenlockerung

 Hüftkopfnekrosen, Therapieerfolge auch

   bei Sportverletzungen und altersbedingten

   funktionellen Störungen.

Information, Beratung,

Verleih, Verkauf

VO L K E R  H Ö P F I N G E R

M E D I Z I N T E C H N I K

Tel.: 07271-50186, Fax: 07271-50283

RÖNTGEN
FILM-ARCHIV/

VERSAND
TASCHEN

Zum Beispiel für Filmformate:

 30x40cm  Euro 78,00 zzgl. MwSt.

 35x35cm  Euro 82,00 u. Versandpauschale

 35x43cm  Euro 96,00 8,00 €/Karton

Qualität 120g

Ausführung GS/GB

500 Stück

Komplette Preisliste anfordern !

Alle Maße und Ausführungen lieferbar.

VO L K E R  H Ö P F I N G E R

M E D I Z I N T E C H N I K

Tel.: 07271-50186, Fax: 07271-50283

JF-Anzeigenmarkt

Mit Rinderhodenpulver zur 

Stärkung ohne Nebenwirkung.

Bayerwald-Apotheke

Lieferungen

an JF-Leser

- versandkostenfrei -

Harald Schröter

Marktplatz 1 • 94051 Hauzenberg

Tel.: (085 86) 15 66 • Fax: (085 86) 63 66

Bestellungen per Fernsprecher

oder im Weltnetz unter

www.Bayerwald-Apotheke.de

ePost: Schroeter.Harald@t-online.de
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P� egeheim: Im Jahr 2050 schon 4,5 Millionen P� egebedürftige?

 

 


